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Sitzungstermine 2017 
 

 
Bei Interesse an den Tagesordnungen, 

können diese beim Team Bürgermeisterbüro/ Ratsangelegenheiten 
unter � 02103 72-106  oder  mailto:buergermeisterbuero@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann kostenfrei zugesandt; entweder einmalig oder auf Wunsch gerne auch regelmäßig. 
 

 
 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 

 

1. Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Hilden für das Haushaltsjahr 2018 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 mit allen Anlagen liegt nach § 80 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), geändert durch 
Gesetz vom 29. November 2016 (GV. NRW. S. 966), im Verwaltungsgebäude Hilden, Am Rathaus 
1, Zi. 235, ab dem 02.01.2018, während der Dauer des Beratungsverfahrens im Rat, zur Einsichtnah-
me 
öffentlich aus.  
 
Die Auslegungszeiten sind wie folgt: 
Montag und Freitag: von 08.00 bis 12.00 Uhr, 
außerdem 
Dienstag und Mittwoch: von 08.00 bis 16.00 Uhr und 
Donnerstag: von 8.00 bis 18.00 Uhr. 
 
Die Beschlussfassung ist für den 21. März 2018 vorgesehen. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 2018 können Einwohner oder Abgabepflichtige innerhalb ei-
ner Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen erheben, über die der Rat in öffent-
licher Sitzung beschließt. 
 
Die Einwendungen sind beim Amt für Finanzservice, Verwaltungsgebäude, Am Rathaus 1, Zi. 235, 
entweder schriftlich oder mündlich zu Protokoll zu geben. 
 
Hilden, 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat   22.  17.  12.   11.  13. 

Haupt- und Finanzausschuss   08.   28.   27.  29.  

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  16.    14.     15.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz 12. 22.   11.      16.  

Integrationsrat  09.         16.  

Jugendhilfeausschuss  22.    22.     22.  

Paten- und Partnerschaftsausschuss  13.           

Personalausschuss  13.           

Rechnungsprüfungsausschuss    03.       13.  

Schul- und Sportausschuss 12. 08.     05.    23.  

Sozialausschuss  16.    26.     27.  

Stadtentwicklungsausschuss  01.+15.  05.  21.   20.  08. 06. 

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsausschuss  08.   10.     18.   
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2. 19. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
Hildener Wochenmärkte (Hildener Marktstandstarif) vom 14.12.1990 
 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 und der §§ 4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat 
der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 folgende Nachtragssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Hildener Wochenmärkte (Hilde-
ner Marktstandstarif) vom 14.12.1990 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
Als Gebühr wird ein Marktstandsgeld in Höhe von 2,70 € für jeden angefangenen Meter der Länge der 
zugewiesenen Standfläche und für jeden Markttag erhoben. 
 

§ 2 
 

Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 19. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung der Hildener Wochenmärkte (Hildener Marktstandstarif) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

3. 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von Grund-
stücksentwässerungsanlagen in der Stadt Hilden vom 15.12.2016 
 
Aufgrund 
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-

sung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der geltenden Fassung, 

-  der §§ 54 – 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.08.2016 
(BGBl. I 2016, S. 1972, ), in der geltenden Fassung, 

-  der §§ 43 ff., 46 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW.1995, 
S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der gelten-
den Fassung, 

-  der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff.) zuletzt 
geändert durch Art. 20 des Gesetzes vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der geltenden 
Fassung, 
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-  der §§ 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969, S. 712), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils gel-
tenden Fassung 

-  des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, S. 602), zuletzt geändert 
durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBl. I 2016, S. 1666), in der geltenden Fas-
sung hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 folgende Nachtragssatzung be-
schlossen: 

 
§ 1 

 
1. § 12 (1) erhält folgende Fassung: 
 

(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt 
 
a) bei Kleinkläranlagen 24,92 € je angefangenen m³ abgefahrenen Anlageninhaltes, 
b) bei abflusslosen Gruben 23,00 € je angefangenen m³ abgefahrenen Anlageninhaltes. 

 
§ 2 

 
Diese Nachtragssatzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über die Entsorgung des Inhaltes 
von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt Hilden vom 15.12.2016 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings  
Bürgermeisterin 
 
 

4. Satzung über Gebühren für die Entwässerung der Grundstücke im Stadtgebiet Hilden 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 
2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils geltenden Fassung, der  
§ 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08. 
September 2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung, des § 54 des Lan-
deswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, 
S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08. Juli 2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils 
geltenden Fassung sowie des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgaben-
gesetz vom 08. Juli 2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016. S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fas-
sung, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 die folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 Abwassergebühren und Abwasserabgabe 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt Hilden (nachfolgend 
„Stadt“ genannt) nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benut-
zungsgebühren) zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbands-
lasten nach § 7 Abs. 1 KAG NRW. 
Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW) so-
wie die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Stadt umgelegt wird (§ 2 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 3 AbwAG NRW), wird über die Abwassergebühren abgewälzt. 

 
(2) Wird für Grundstücke von Direkteinleitern die Abwasserabgabe nicht unmittelbar gegenüber dem 

Abwassereinleiter festgesetzt und ist die Stadt insoweit abgabepflichtig, so wird diese Abgabe in 
vollem Umfang vom Abwassereinleiter angefordert. 
Direkteinleiter sind diejenigen, die ohne Anschluss ihrer Grundstücke an die öffentliche Abwasser-
anlage Schmutzwasser (auch Kühlwasser) einem Gewässer oder dem Untergrund zuführen. 

 
(3) Die Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser werden ge-

trennt und nach verschiedenen Maßstäben berechnet und erhoben. 
 
(4) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswassergebühr sind grundstücksbezogene Benut-

zungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 
 
 

§ 2 Gebührenmaßstab (Schmutzwasser) 
 

(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserbeseitigung (Schmutzwassergebühr) wird nach der 
Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage 
von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter 
(m³) Schmutzwasser. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene 

Frischwassermenge (§ 2 Abs.3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. Brunnen 
oder Brauchwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 2 Abs. 4), abzüglich der auf 
dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die 
öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 2 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Bei dem 

aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Wasserzähler 
gemessene Wassermenge, die von den Wasserversorgungsunternehmen bei der Erhebung des 
Wassergeldes für den Erhebungszeitraum zugrunde gelegte Menge, als Verbrauchsmenge. Hat ein 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der Stadt unter Zu-
grundelegung des Verbrauches des Vorjahres geschätzt.  

 Die Datenübernahme vom örtlichen Wasserversorger sowie die Datenspeicherung und Datennut-
zung der Wasserzähler-Daten des Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die 
zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dienst der ordnungsgemäßen Erfül-
lung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüber-
lassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursacher-
gerechten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung 
der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den 
damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 
Grundgesetz) zu dulden. 

 
(4) Zur Ermittlung der Wassermengen aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. Brunnen oder 

Brauchwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf 
seine Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler nach § 2 Abs. 5 dieser 
Satzung zu führen. Den Nachweis über den messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. 
Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die 
Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführte Wassermenge zu schätzen (z. B. auf der 
Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemenge oder auf der 
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Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichti-
gung der statistischen Verbräuche in der Stadt). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasser-
zähler nicht messrichtig funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig ver-

brauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die 
nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwund-
mengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionierende und geeignete 
Messvorrichtung in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu führen. Als 
Messvorrichtung ist nur ein messrichtig  funktionierender, geeichter und fest installierter Zwischen-
zähler zulässig. Die Stadt ist berechtigt, den ordnungsgemäßen Zustand der Messvorrichtungen 
regelmäßig zu überprüfen. Der Wasser(zwischen)zähler muss in Anlehnung an das Mess- und 
Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neu-
en Wasser(zwischen)-zähler mit einer Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt werden. Aus 
der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasser(zwischen)zähler messrichtig funk-
tioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasser(zwischen)zählers 
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung 
der Abzugsmengen nicht statt. Ist der Einbau von Messvorrichtungen nicht möglich, kann der 
Nachweis durch den Gebührenpflichtigen auf seine Kosten durch andere geeignete Beweismittel 
erbracht werden. 

 
(6) Für landwirtschaftliche Betriebe ist der Nachweis der Wasserschwundmengen  durch Messung mit-

tels eines besonderen Wasserzählers zu erbringen. Dabei muss gewährleistet sein, dass über die-
sen Zähler nur solche Frischwassermengen entnommen werden können, die in der Landwirtschaft 
verwendet werden und deren Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage ausgeschlossen ist.  

 
Ist bei landwirtschaftlichen Betrieben der Einbau eines Wasserzählers nach Satz 1 unzumutbar, 
wird die Wassermenge um 8 m³/Jahr für jedes Stück Großvieh auf Antrag herabgesetzt. Maßge-
bend ist die Viehzahl an dem Stichtag der Viehzählung des vorangegangenen Kalenderjahres. Für 
sonstige nicht eingeleitete Wassermengen gilt § 2 Abs. 5 dieser Satzung entsprechend. 

 
(7) Anträge auf Absetzung von Wasserschwundmengen sind bis zum Ablauf von zwei Monaten nach 

Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides schriftlich und unter Beifügung der erforderlichen 
Nachweise zu stellen. Nach Ablauf dieser Frist findet eine Berücksichtigung der Wasserschwund-
mengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). 

 
 

§ 3 Gebührensätze (Schmutzwasser) 
 

(1) Die Schmutzwassergebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 1,79 € und setzt sich zusammen aus ei-
ner Schmutzwasserreinigungsgebühr (0,96 €/m³ Schmutzwasser) und einer Schmutzwasserablei-
tungsgebühr (0,83 €/m³ Schmutzwasser). 

 
(2) Für industrielle und gewerbliche Abwässer, deren Ableitung oder Reinigung der Stadt erhöhte Kos-

ten verursacht (z.B. Abwässer aus Molkereien, Brauereien usw.), ist eine laufende Zusatzgebühr zu 
zahlen; sie beträgt 20 v. H. der laufenden Schmutzwassergebühren.  

 
(3) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor Einleitung des Schmutzwassers 

in die öffentlichen Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung des Schmutz-
wassers auf dem Grundstück verlangt und entsprechend durchgeführt, ermäßigt sich die Schmutz-
wassergebühr um die Hälfte. 
Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen, gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass das Schmutzwasser dem durchschnittli-
chen Verschmutzungsgrad und der üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Schmutzwässer 
entspricht. Die Ermäßigung entfällt mit dem Wegfall der Notwendigkeit einer Vorklärung oder Vor-
behandlung des Schmutzwassers auf dem Grundstück. 

 
(4) Bei Gebührenpflichtigen, die nach § 7 Abs. 1 Satz 4 KAG NW von einem Entwässerungsverband 

zu Verbandslasten oder -abgaben herangezogen werden, ermäßigt sich die Schmutzwassergebühr 
um die Schmutzwasserreinigungsgebühr gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung. 
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§ 4 Gebührenmaßstab (Niederschlagswasser) 
 

(1) Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung (Niederschlagswassergebühr) wird 
nach der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche bemessen, von der 
aus Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangen kann . Zu den bebauten (bzw. überbauten)  und/oder befestig-
ten Grundstücksflächen zählen auch Gebäudeüberstände (z.B. Arkaden, Dachüberstände), die 
über die Grundstücksgrenze hinausgehen. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbeson-
dere vor, wenn Niederschlagswasser von bebauten (bzw. überbauten)  und/oder befestigten Flä-
chen oberirdisch aufgrund des Gefälles in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann. Berech-
nungseinheit für die Niederschlagswassergebühr ist die Quadratmeterzahl (m²) der vorgenannten 
Grundstücksfläche. 

 
(2) Grundstücksflächen nach Abs. 1 werden in drei Klassen eingeteilt: 
 
a) Klasse 1 (Wasserundurchlässige Flächen, insbesondere Asphalt, Beton, Pflaster, Verbundsteine, 

Normaldächer (Dächer, die keine Gründächer sind)), 
b) Klasse 2 (eingeschränkt wasserdurchlässige Flächen, insbesondere Schotter, Kies, Splitt, Rasen-

gittersteine, Rasenfugenpflaster, Porenpflaster, Betonpflaster mit Sickerfugen), 
c) Klasse 3 (Gründächer - Dachflächen mit einer dauerhaft geschlossenen Pflanzendecke, die dauer-

haft einen verzögerten oder verringerten Abfluss des Niederschlagswassers bewirken). 
 

Die Nachweispflicht für die eingeschränkte Wasserdurchlässigkeit bzw. Wasserrückhaltefähigkeit 
der Grundstücksflächen nach den Klassen 2 oder 3 liegt beim Gebührenpflichtigen. Bestehen  
Zweifel an der Einordnung der Flächen in die Klassen 2 oder 3, hat er die Versickerungsfähigkeit 
bzw. Wasserrückhaltefähigkeit der jeweiligen Flächen nach Aufforderung durch die Stadt auf seine 
Kosten durch Einholung eines geeigneten Sachverständigengutachtens zu belegen.  

 
(3) Grundstücksflächen der Klasse 1 sind ohne Abzug gebührenpflichtig. Infolge ihrer zumindest ein-

geschränkten Wasserdurchlässigkeit bzw. Wasserrückhaltefähigkeit werden die jeweiligen tatsäch-
lichen Grundstücksflächen der Klasse 2 zu 70 % und der Klasse 3 zu 50 % als bebaute (bzw. über-
baute) und/oder befestigte Grundstücksflächen veranlagt. 

 
(4) Maßgeblich für die Berechnung der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücks-

flächen und die Klassifizierung nach Abs. 2 sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres. 
Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, Veränderungen der bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen der Stadt innerhalb eines Monats nach Abschluss der Veränderungen mitzuteilen. 
Hierzu hat er in Anlehnung an die Bauprüfverordnung NRW einen vorhandenen Lageplan oder an-
dere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sich die Größe der bebauten und/oder befestig-
ten Grundstücksflächen, die Versiegelungsart und die Abflusswirksamkeit dieser Flächen ergibt. 
Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen auf Kosten des Gebührenpflich-
tigen fordern. Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitwirkungspflicht nicht oder nur unvollständig 
nach, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Grundstücks-
fläche von der Stadt geschätzt. Die mitgeteilten bzw. geschätzten Veränderungen werden mit dem 
ersten Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige der Stadt zugegangen 
bzw. die Schätzung durch die Stadt erfolgt ist.  

 
(5) Wenn der Gebührenpflichtige auf seinem Grundstück Niederschlagswasser, das von bebauten 

und/oder befestigten Grundstücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung abfließt, in einer Regen-
wasserrückhalteanlage (z.B. einer Zisterne) oder einer Brauchwasseranlage sammelt, die mit ei-
nem (Not-)Überlauf an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind und deren Rückhaltevo-
lumen eine Mindestgröße von 30 Litern Niederschlagswasser pro m² dieser bebauten und/oder be-
festigten Grundstücksflächen aufweist, werden auf Antrag des Gebührenpflichtigen nur  70 % die-
ser Grundstücksflächen als gebührenpflichtig veranlagt. Voraussetzung für die Anwendung der 
vorgenannten Regelung ist, dass das Speichervolumen der Anlage mindestens 3 Kubikmeter be-
trägt. Befinden sich auf dem Grundstück des Gebührenpflichtigen mehrere Anlagen, sind die jewei-
ligen Speichervolumina zur Berechnung des erforderlichen Mindestvolumens zu addieren. 

 
(6) Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung 

der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (z. B. Planung und ausreichende Dimensionierung der 
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öffentliche Kanäle), zur verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und 
zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der 
Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung zu dulden. 

 
 

§ 5 Gebührensätze (Niederschlagswasser) 
 

Die Niederschlagswassergebühr für Grundstücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung beträgt je 
angefangenen m² bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte Grundstücksfläche  
0,81 €. 

 
 

§ 6 Entstehung und Beendigung der Gebühren- und Abgabepflicht 
 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Her-
stellung des Anschlusses folgt. Die Niederschlagswassergebühr entsteht am 01.01., die Schmutz-
wassergebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Erhebungszeitraumes. Erhebungszeitraum ist 
bei bestehenden Anschlüssen das Kalenderjahr und bei Anschlüssen während eines Kalenderjah-
res der Restteil des Jahres vom Beginn des Monats an, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen 
Herstellung des Anschlusses folgt. 

 
(2) Die Verpflichtung zur Leistung der Abwasserabgabe für Direkteinleiter nach § 1 Absatz 2 dieser 

Satzung beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der Aufnahme der Einleitung folgt, 
frühestens mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die öffentliche Abwasseranlage. 

Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Abwassergebühr bis zum Ablauf des 
Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. Die Abgabepflicht für die  
Direkteinleiterabgabe endet mit dem Wegfall der Abwassereinleitung. 

 
 

§ 7 Gebühren- und Abgabepflichtige 
 

(1) Gebühren- bzw. abgabepflichtig sind 
a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbauberechtigte; 
b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstückes dinglich  be-

rechtigt ist, 
c)  der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

 
Mehrere Gebühren- bzw. Abgabepflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats 

an gebühren- bzw. abgabepflichtig, der dem Monat der Eintragung der Rechtsänderung im Grund-
buch folgt. Für sonstige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige gilt dies entsprechend. Einen Eigentums- 
oder Nutzungswechsel hat der bisherige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige der Stadt innerhalb ei-
nes Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 

 
 

§ 8 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten; Betretungsrechte 
 

(1) Die Gebühren- und Abgabepflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren und Abgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie der Stadt die erforderlichen Daten und Unterlagen zu 
überlassen.  

      Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Bemes-
sungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Die Gebühren- und Abgabenpflichtige sind verpflichtet, Veränderungen der bebauten und/oder be-

festigten Grundstücksflächen gemäß § 4 Abs. 4 mitzuteilen.  
Die Auskunftspflicht bezieht sich auf die Größe, die Befestigungsarten, die Nutzungsarten aller Teil-
flächen der Grundstücke einschließlich über Grundstücksgrenzen hinausgehender Gebäudeüber-
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stände sowie auf die Art der Ableitung und Verwendung des Niederschlagswassers von diesen 
Teilflächen (Grundstücksdaten). 
Der damit verbundene Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist von den Ge-
bühren- und Abgabenpflichtigen zu dulden.  

 
(3) Sofern seitens der Gebühren- und Abgabenpflichtigen keine Angaben erfolgen, legt die Stadt die 

Einleit- und Nutzungsverhältnisse für Niederschlagswasser auf dem Grundstück auf der Grundlage 
der ermittelten Grundstücksdaten fest. Zur Überprüfung der Einleit- und Nutzungsverhältnisse sind 
Beauftragte der Stadt zur Betretung des Grundstückes berechtigt. 

 
 

§ 9  Heranziehung und Fälligkeit 
 

(1) Die Abwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe werden mit Gebührenbescheid erhoben.  Sie 
können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden.  

 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt ein-

mal jährlich. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen 
bedienen. Um jedoch eine zweimalige Ablesung zu vermeiden, wird auf die Verbrauchsdaten der 
Stadtwerke Hilden GmbH (abgelesen oder geschätzt) zurückgegriffen. 

 
 

§ 10 Vorausleistungen/ Abschlagszahlungen 
 

(1) Die Stadt erhebt auf die Schmutzwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe vom Beginn des 
Erhebungszeitraumes nach § 6 Abs. 4 KAG NRW an angemessene Vorausleistungen. 
Die Höhe der Vorausleistungen für die Schmutzwasserbeseitigung bemisst sich nach der 
Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Erfasst der Abrech-
nungszeitraum wegen Änderung des Abrechnungszeitraumes weniger als 11 Monate, wird für die 
Vorausleistungen die abgelesene oder geschätzte Wassermenge auf eine Jahreswassermenge 
hochgerechnet. 
 
Beginnt die Gebührenpflicht während des Kalenderjahres, wird für die Bemessung der Vorausleis-
tungen für die Schmutzwasserbeseitigung die von der Stadtwerke Hilden GmbH kalkulierte Frisch-
wassermenge zugrunde gelegt.  
Ist dies nicht möglich wird für die Bemessung der Vorausleistung eine Abwassermenge von jährlich 
40 m3 je gemeldeter Person zugrunde gelegt. 
Bei Gewerbe- und Industriebetrieben bildet zunächst die Frischwassermenge, die während der ers-
ten vier Monate aus der öffentlichen oder sonstigen Wasserversorgungsanlage entnommen wurde, 
die Grundlage für die Hochrechnung der Jahreswassermenge für die Vorausleistungen.  

 
Die Höhe der Vorausleistungen für die Direkteinleiterabgabe ist auf der Grundlage der Vorjahresab-
rechnung zu berechnen. 

 
(1a) Die Schmutzwassergebühr für Vorausleistungen entspricht § 3 Abs. 1. 
 
(2) Werden die Abwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe zusammen mit anderen Grundbe-

sitzabgaben angefordert, so richtet sich die Fälligkeit der Vorausleistungen/ Abschlagszahlungen 
nach § 28 Grundsteuergesetz. Ansonsten gelten für die Vorausleistungen/ Abschlagszahlungen 
und die Abrechnung die im Gebührenbescheid genannten Fälligkeiten. 

 
(3) Nach Ablauf des Erhebungszeitraumes erhält der Gebührenpflichtige einen Gebührenbescheid 

über die Höhe der endgültig zu zahlenden Schmutzwassergebühren (Abrechnung) und über die 
Höhe der künftig zu zahlenden Vorausleistungen. Gleiches gilt für die Heranziehung zur Direktein-
leiterabgabe. 
Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, so wird der 
übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering bemessen, 
wird der fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses werden zu viel gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zurückliegen-
den Erhebungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung der 
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Vorausleistungen ergebenden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig.  
 

 
§ 11 Verwaltungshelfer 

 

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des 
zuständigen Wasserversorgers (Stadtwerke Hilden GmbH) oder eines anderen von ihr beauftragten 
Dritten zu bedienen. 

 
 

§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
a) § 4 Abs. 4 Satz 2 Veränderungen der bebauten und/oder befestigten Grundstücksfläche der Stadt 

nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt oder insoweit falsche Angaben macht, 
b) § 7 Abs. 2 Satz 3 den Wechsel des Gebührenpflichtigen nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt, 
c) § 8 seinen Auskunfts- und Mitwirkungspflichten nicht oder nur unvollständig nachkommt oder Be-

auftragte der Stadt, die die Bemessungsgrundlagen feststellen oder überprüfen wollen, an der Be-
tretung seines Grundstücks hindert.  

 
Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 15.12.2005 inklusive aller 
hierzu erlassenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung über Gebühren für die Entwässerung der Grundstücke im Stadtgebiet Hilden 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gemäß § 7 Abs. 6 der GO NRW gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings  
Bürgermeisterin 
 
 

5. 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Hilden 
- Abfallentsorgungssatzung – vom 12.07.2013 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW, S. 666), der §§ 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 18.07.2017 
(BGBl. I 2017, S.896ff.), des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20. Oktober 2015 
(BGBI. I 2015, S. 1739 ff.), des Batteriegesetzes (BattG) vom 20. Oktober 2015 (BGBI. I 2017, S. 
2071) sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 26-2017   –   Seite 11 

vom 19. Februar 1997 (BGBl. I 1997, S. 602), jeweils in den zur Zeit gültigen Fassungen, hat der Rat 
der Stadt Hilden in seiner Sitzung vom 13.12.2017 folgende 1. Nachtragssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
1. § 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
 Im Einzelnen erbringt die Stadt Hilden gegenüber den Benutzern der kommunalen Abfallentsor-

gungseinrichtung folgende Abfallentsorgungsleistungen: 
 

1. Einsammeln und Befördern von Restmüll. 
Restmüll im Sinne dieser Satzung ist der Müll, der nach Trennung des Sperrgutes, der Schad-
stoffe, der Bioabfälle und der Wertstoffe verbleibt. Der Restmüll wird mittels der schwar-
zen/grauen Abfallbehälter (MGB - § 10) entsorgt. 

 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen (§ 4 A Abs. 1), die nach dieser Satzung in Bioton-

nen eingebracht werden dürfen. 
 
3. Einsammeln und Befördern von Altpapier, soweit es sich nicht um Einweg-

Verkaufsverpackungen aus Pappe, Papier, Karton handelt. 
 
4. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen/Sperrmüll. Bei der Sperrgutabfuhr werden 

Altmetalle und Altholz zur Verwertung aussortiert.  
 
5. Annahme bzw. Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem 

 ElektroG, Einsammlung und Beförderung von Altbatterien gemäß § 13 Batteriegesetz (BattG). 
 
6. Annahme von schadstoffhaltigen Abfällen an der stationären Sammelstelle. 
 
7. Annahme von Wertstoffen (Grünabfälle, Altpapier, Altmetall, Bauschutt u. a.) in haushaltsübli-

chen Kleinmengen gem. jeweils aktuellem Abfallkalender der Stadt Hilden. 
 
8. Annahme von Altkleidern und Textilien an den Depotcontainerstandorten. 
 
9. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen. 
 
10. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von  Straßenpapierkörben. 
 
11. Einsammlung von Herbstlaub in zugelassenen städt. Laubsäcken. 
 

 Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücksbezogene Abfallentsor-
gung mit Abfallgefäßen (Restmüllgefäße, Biotonnen, Altpapiertonnen), durch grundstücksbezogene 
Sammlungen im Holsystem (Sperrmüllsammlung, Entsorgung von Elektronik-Altgeräten) sowie 
durch eine getrennte Einsammlung im Bringsystem von Abfällen außerhalb der regelmäßigen 
grundstücksbezogenen Abfallentsorgung auf dem Zentralen Bauhof (Container für Kleinmengen: 
Grünabfall, Altmetalle, Altpapier, Bauschutt, Holz, Restmüll und Elektronik-Altgeräten,  Erfassung 
von schadstoffhaltigen Abfällen über das Schadstoffmobil). Die näheren Einzelheiten regeln die §§ 
4, 10 – 15 dieser Satzung. 

 
2. § 4a Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 
 Die aus privaten Haushalten und Gärten in den Biotonnen bereitgestellten Bioabfälle werden im 

Holsystem eingesammelt und befördert. Die Biotonnen werden von der Stadt Hilden zur Verfügung 
gestellt. 

 Im Herbst (September bis Dezember) werden zusätzlich städtische Laubsäcke, in denen nur Laub 
eingefüllt werden darf, im Holsystem eingesammelt. 
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3. § 4b Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 

Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wah-
rung des Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i.S.d. 
§ 3 Abs. 5 KrWG i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) werden von der 
Stadt Hilden bei der von ihr betriebenen stationären Sammelstelle angenommen. Dieses gilt auch 
für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit 
den in Satz 1 genannten Abfällen entsorgt werden können. 

 
4. § 4c Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 

Die Anschlussberechtigten und alle anderen Abfallbesitzenden im Gebiet der Stadt Hilden haben 
im Rahmen der §§ 2 bis 4 das Recht, sperrige Abfälle aus Wohnungen und anderen Teilen des 
Wohngrundstückes gesondert abfahren zu lassen. Die Abfuhr erfolgt auf Anmeldung. Die Anmel-
denden werden über den Tag des Einsammelns und Beförderns jeweils gesondert benachrichtigt. 

 
5. § 4c Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
 Sperrige Abfälle müssen am Abholort sortiert nach Metallschrott, Altholz, Elektro- Elektronik-

Altgeräte und sonstigem Sperrmüll zur Abholung vor dem Grundstück bereitgestellt werden. Frü-
hestens am Abend vor der Abholung entsprechend der ordnungsbehördlichen Verordnung zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in der Stadt Hilden. 

 Elektrokleingeräte sind gem. § 2 Abs. 2 Satz 7 zu einer von der Stadt/Gemeinde benannten Sam-
melstelle zu bringen. 

 
6. § 4c Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 
 Elektro- und Elektronik-Altgeräte i .S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom Besitzer der Altgeräte gemäß 

§ 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG getrennt vom unsortierten Siedlungsabfall, insbesondere Sperrmüll, 
gesondert zur Abholung vor dem Grundstück bereitzustellen oder zu einer von der Stadt Hilden be-
nannten Sammelstelle zu bringen. Besitzer von Altgeräten haben Altbatterien und Akkumulatoren, 
die nicht von Altgeräten umschlossen sind, gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe an 
der Erfassungsstelle von diesen zu trennen und der gesonderten Altbatterien-Entsorgung der Stadt 
Hilden zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 
Satz 2 und Satz 3 ElektroG Altgeräte separiert werden, um sie für die Wiederverwendung vorzube-
reiten. Die Abholtermine für Elektro- und Elektronik-Altgeräte werden gesondert durch die Stadt 
Hilden bekannt gegeben. 

 
7. § 4c Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
 

Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom Endnutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als 
Besitzer von Altbatterien gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungsabfall einer 
getrennten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BattG nicht für Altbatte-
rien, die in andere Produkte fest eingebaut worden sind. Die Stadt Hilden informiert darüber, in 
welcher Art und Weise sie die getrennte Rücknahme von Altbatterien gemäß § 13 Abs. 1 BattG 
durchführt. 

 
8. § 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
 Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu 

Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/industriell genutzt werden, haben gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 KrWG gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstü-
cken Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG anfallen.  
Sie haben nach § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des 
§ 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflichtrestmülltonne zu benutzen. Abfälle gelten als angefallen, wenn erst-
malig die Begriffsmerkmale in § 3 Abs. 1 KrWG erfüllt sind. Das sog. Huckepackverfahren ist unzu-
lässig, d. h. angefallener Restmüll darf als gemischter Siedlungsabfall (Abfallschlüssel-Nummer 20 
03 01) nicht mit anderen Abfällen, die einer anderen Abfallschlüssel-Nummer der Anlage zur Ab-
fallverzeichnisverordnung zuzuordnen sind, entsorgt werden. Im Übrigen gilt Abfall zur Beseitigung 
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als angefallen, wenn konkrete Verwertungsmaßnahmen durch den gewerblichen Abfallbesitzer/-
erzeuger unter Beachtung der Vorgaben zur Trennung von Abfällen in den §§ 3 und 4 GebAbfV 
nicht schlüssig und nachvollziehbar aufgezeigt werden können. Dieses ist z.B. bei benutzten 
Staubsaugerbeuteln, benutzten Papiertaschen- bzw. Papierküchentüchern, Küchenschwämmen, 
benutzten Damenbinden und Tampons, Kehricht, Zigarettenkippen sowie zerbrochenem Porzellan 
anzunehmen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für die Pflichtrestmülltonne erfolgt auf Grundlage 
der Maßgaben in § 11 Abs. 4 dieser Satzung. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der freiwilli-
gen Benutzung einer Biotonne, damit die Fehlwurfquote bezogen auf Glas und Bioabfälle von nicht 
mehr als 5 % in einem Abfallgemisch eingehalten werden kann, welches gemäß den §§ 3 Abs. 2, 4 
Abs. 1 GewAbfV einer Vorbehandlungsanlage zuzuführen ist. 

 
9. § 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
 Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu 

Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. industriell oder gewerblich genutzt werden, wenn der Ab-
fallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in 
eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und kein überwiegendes öffentliches Interesse eine 
Überlassung der Abfälle zur Beseitigung erfordert. 
Die Stadt Hilden stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benut-
zungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 
1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG i. V. m. § 7 GewAbfV besteht. Die Feststellung kann widerrufen wer-
den, soweit die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang nicht 
mehr vorliegen. 

 
10. § 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
 Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, bei Grundstücken mit privaten Haushaltungen ein 

Mindestrestmüllvolumen von 15 Litern pro Person und Woche für jede auf dem Grundstück mit 
Haupt- oder Nebenwohnsitz gem. den Bestimmungen des Bundesmeldegesetzes (BMG) gemelde-
te Person vorzuhalten. Dieses Mindestmüllvolumen setzt eine ordnungsgemäße Nutzung der vor-
handenen Wertstoffsammelsysteme (Altpapiertonne, Gelbe Tonne/Sack, Glascontainer) voraus. 

 
 Eine Ausnahme kann zugelassen werden, wenn seitens des Grundstückseigentümers nachgewie-

sen wird, dass eine oder mehrere Personen, die auf dem Grundstück mit Haupt- oder Nebenwohn-
sitz gemäß den Bestimmungen des Bundesmeldegesetzes (BMG) gemeldet ist/sind, sich überwie-
gend (d. h. ohne Unterbrechung mehr als 50 v. H. der 365 Tage á 24 Stunden eines Jahres) an-
derorts aufhalten. 

 Dies kann durch ein Studium/eine Ausbildung in weiterer Entfernung (nicht im Umkreis von 100 km 
ausgehend von den Stadtgrenzen der Stadt Hilden) oder einem Auslandaufenthalt gegeben sein. 

 
 Des Weiteren kann eine Ausnahme bei einem nachgewiesenen überwiegenden oder ausschließli-

chen Aufenthalt in einer Alten- oder Pflegeeinrichtungen zugelassen werden, dies gilt auch für Ein-
richtungen innerhalb des Stadtgebietes Hilden. 

 
Als Nachweis gilt beispielsweise eine aktuelle Studienbescheinigung in Verbindung mit einem Miet-
vertrag. 

  
 Wird die Ausnahme nach erfolgter Prüfung zugelassen, wird von der Vorhaltung des Mindestrest-
müllvolumens für jede nachgewiesen abwesende Person abgesehen. Die Ausnahme gilt für ein 
Jahr, ab Erteilung des Bescheides. 
Die Stadt Hilden behält sich ein jederzeitiges Recht zur Vorlage der Nachweise zur Überprüfung 
vor. 

 
11. § 11 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
 Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen wird der 

Behälterbedarf für Abfälle zur Beseitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermit-
telt. Je Einwohnergleichwert ist ein Mindestrestmüllvolumen von 15 Litern pro Woche vorzuhalten. 
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Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung 
von Vermeidungs- und Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres Mindestrestmüllvolumen zuge-
lassen werden. Die Stadt Hilden legt aufgrund der vorgelegten Nachweise und ggf. eigener Ermitt-
lungen/ Erkenntnissen das zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erforderliche 
Behältervolumen fest. 

 
Einwohnergleichwerte werden nach folgender Regelung festgestellt: 
 
Unternehmen/Institutionen je Platz/ Beschäftig-

ten/Bett 
Einwohner-
gleichwert 

a) Krankenhäuser/Kliniken und ähnl. Einrichtun-
gen 

je Platz 1 

b) öffentl. Verwaltungen, Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, Versicherungen, selbständig 
Tätige der freien Berufe, selbständige Han-
dels-/ Industrie- u. Versicherungsvertreter 

je 3 Beschäftigten 1 

c) Schulen / Kindergärten je 10 Schüler / Kinder  1 

d) Speisewirtschaften, Imbissstuben  je Beschäftigten 4 

e) Gaststättenbetriebe, die nur als Schankwirt-
schaften konzessioniert sind, Eisdielen 

je Beschäftigten 2 

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1 

g) Lebensmitteleinzel- u. Großhandel je Beschäftigten 2 

h) sonstige Einzel- u. Großhandel je Beschäftigten 0,5 

i) Industrie, Handwerk u. übrige Gewerbe je Beschäftigten 0,5 

 
12. § 11 Absatz 10 erhält folgende Fassung: 
 

Wird bei drei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festgestellt, dass Bioabfallgefäße oder 
Papiergefäße mit Restmüll oder anderen Abfällen falsch befüllt worden sind, so werden wegen der 
damit verbundenen Verhinderung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung dieser Ab-
fälle die Bioabfall- und/oder Altpapiergefäße abgezogen und durch Restmüllgefäße mit dem ent-
sprechenden Fassungsvolumen der abgezogenen Bioabfall- und Altpapiergefäße ersetzt. 

 
13. § 14 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
 Die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer hat die erforderlichen Maßnahmen 

zu treffen, um das Einsammeln und die Beförderung ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust zu 
sichern. Abfallbehälter sind von den Anschlusspflichtigen oder allen anderen Abfallbesitzenden am 
Rand der öffentlichen Straße (Abholort) bereitzustellen. Als öffentliche Straße gilt nur die gemäß 
den Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes NW gewidmete Verkehrsfläche.  
Die gefüllten Abfallbehälter dürfen von den Anschlusspflichtigen oder ihren Beauftragten entspre-
chend der ordnungsbehördlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung in der Stadt Hilden, frühestens am Abend vor der Entleerung durch die Müllabfuhr auf 
dem öffentlichen Gehweg, oder, wo ein solcher nicht vorhanden ist, am äußersten Rand der öffent-
lichen Straße geschlossen bereitgestellt werden, ohne dass hierdurch der Verkehr in unzumutbarer 
Weise behindert oder die öffentliche Sicherheit gefährdet werden darf. 
Am Abholtag erfolgt die Leerung durch die Müllabfuhr ab 07.00 Uhr. 
Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter von den Anschlusspflichtigen oder ihren Beauftragten 
unverzüglich von der öffentlichen Straße/Gehweg zu entfernen. 

 
14. § 16 erhält folgende Überschrift: 
 
  § 16 Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 
 
15. § 18 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
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  Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, wenn 
dem anschluss- und benutzungspflichtigen Grundstückseigentümer die nach dieser Satzung vorge-
schriebenen Siegelmarken zur Verfügung gestellt werden und das an die kommunale Abfallentsor-
gungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung der aufgestell-
ten Abfallbehältnisse angefahren wird. 

 
16. § 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
  Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er 
 

a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Stadt Hilden zum Einsammeln oder Be-
fördern überlässt, 

b) entgegen § 6 Abs. 1, Satz 1 und Abs. 2 und Abs. 3 sein Grundstück nicht an die städtische Ab-
fallentsorgung anschließt, 

c) seiner Verpflichtung nicht nachkommt, die auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm anfallen-
den Abfälle nach § 6 Abs. 1, Satz 2 und Abs. 2 und Abs. 3 der städtischen Abfallentsorgung zu 
überlassen, 

d) für das Einsammeln und Befördern von Abfällen Abfallbehälter benutzt, die nicht nach § 10 Abs. 
2 zugelassen sind, 

e) entgegen § 10 Abs. 4 Abfälle neben den Abfallbehältern ablagert, 
f) nicht die erforderliche Anzahl von Abfallbehältern gem. dem Mindestrestmüllvolumen des 

§ 11 Abs. 1 oder des § 11 Abs. 2 oder des § 11 Abs. 3 oder des § 11 Abs. 4 aufstellt, 
g) seiner unverzüglichen Anzeigepflicht nach § 11 Abs. 7 bei Auflösung oder Änderung innerhalb 

einer Müllgemeinschaft nicht nachkommt, 
h) entgegen § 13 Abs. 3 Satz 1 Abfallbehälter so weit füllt, dass sich der Deckel nicht schließen 

lässt, 
i) entgegen § 13 Abs. 3 Satz 2 Abfälle in Abfallbehälter einstampft oder in ihnen verbrennt, 
j) entgegen § 13 Abs. 3 Satz 3 brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter füllt, 
k) entgegen § 13 Abs. 4 Buchstaben a) bis e) die für bestimmte Abfälle vorgesehenen Behälter 

oder Abfallsäcke mit anderen Abfällen befüllt, 
l) nicht die nach § 14 Abs. 4 Satz 1 erforderlichen Maßnahmen trifft, die das Einsammeln und Be-

fördern der Abfälle ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust sichern, 
m) entgegen § 14 Abs. 4 Satz 4 gefüllte Abfallbehälter entsprechend der ordnungsbehördlichen 

Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in der Stadt Hilden 
früher als am Abend des Tages vor der Entleerung durch die Müllabfuhr auf dem öffentlichen 
Gehweg oder, wo ein solcher nicht vorhanden ist, am äußersten Rand der öffentlichen Straße 
geschlossen bereitgestellt oder hierdurch den Verkehr in unzumutbarer Weise behindert oder 
die öffentliche Sicherheit gefährdet, 

n) entgegen § 14 Abs. 5 seiner Verpflichtung nicht nachkommt, die gefüllten Abfallbehälter an ei-
nen von der Stadt Hilden zu bestimmenden Aufstellungsort zu bringen, 

o) seiner Anzeigepflicht bei erstmaligem Anfall bzw. wesentlichen Veränderungen der anfallenden 
Abfälle nach § 15 Abs. 1 nicht nachkommt, 

p) der unverzüglichen Benachrichtigungspflicht nach § 15 Abs. 2 bei Wechsel der Grundstücks-
eigentümerin bzw. des Grundstückseigentümers nicht nachkommt, 

q) entgegen § 16 Abs. 1 seiner über § 15 hinaus bestehenden Auskunftsverpflichtung nicht nach-
kommt, 

r) entgegen § 16 Abs. 3 Anordnungen der Beauftragten nicht befolgt, 
s) entgegen § 18 Abs. 4 unbefugt angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfälle durchsucht 

oder wegnimmt. 
 
 

§ 2 
Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Hilden – Abfallentsorgungssatzung – vom 12.07.2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

6. 21. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Gebührensatzung zur Abfallentsorgungssatzung der 
Stadt Hilden vom 14.12.1995 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und der §§ 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) in Verbindung mit 
der Satzung über die Abfallentsorgung der Stadt Hilden (Abfallentsorgungssatzung), jeweils in den z.Z. 
geltenden Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 folgende 21. 
Nachtragssatzung zur Gebührensatzung vom 14.12.1995 zur Abfallentsorgungssatzung der Stadt Hil-
den beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung vom 14.12.1995 zur Abfallentsorgungssatzung der Stadt Hilden in der z.Z. gülti-
gen Fassung wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 Gebührenmaßstab und Gebührensatz 
 

(1) Die Höhe der Abfallentsorgungsgebühr richtet sich nach der Zahl der Abfallbehälter und der 
Häufigkeit des Einsammelns und Beförderns. 

 
Sie beträgt jährlich 

 

a. für jeden 40-l-Müllgroßbehälter 
 

48,40 € 

b. für jeden 60-l-Müllgroßbehälter 72,60 € 

c. für jeden 80-l-Müllgroßbehälter 96,80 € 

d. für jeden 120-l-Müllgroßbehälter 145,20 € 

e. für jeden 140-l-Müllgroßbehälter 169,40 € 

f. für jeden 240-l-Müllgroßbehälter 290,40 € 

g. für jeden 660-l-Großraumabfallbehälter 798,60 € 

h. für jeden 770-l-Großraumabfallbehälter 931,70 € 

i. für jeden 1.100-l-Großraumabfallbehälter 1.331,00 € 

j. für jede 120-l-Biotonne 12,00 € 

k. für jede 240-l-Biotonne 24,00 € 

 
bei 14-täglich einmaligem Einsammeln und Befördern. 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 26-2017   –   Seite 17 

Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt jährlich 
 

l. für jeden 660-l-Großraumabfallbehälter 1.597,20 € 

m. für jeden 770-l-Großraumabfallbehälter 1.863,40 € 

n. für jeden 1.100-l-Großraumabfallbehälter 2.662,00 € 

 
bei wöchentlich einmaligem Einsammeln und Befördern. 
 
(2) Für das Einsammeln und Befördern von städtischen Abfallsäcken beträgt die Gebühr je 

Abfallsack 4,00 €. 
Die Gebühr für die Abgabe von Restmüll am Wertstoffhof beträgt 5,00 € je angefangene 100 l 
(max. 0,5 m³). 
Die Gebühr für die Abgabe von Altholz am Wertstoffhof beträgt 3,00 € je angefangene 100 l (max. 
0,5 m³). 
Für das Einsammeln und Befördern von städtischen Laubsäcken beträgt die Gebühr je Laubsack 
1,00 €. 
 

(3) Für den Austausch und die Lieferung von Restmüll-, Biomüll- und Altpapiergefäßen werden folgen-
de Gebühren erhoben: 

 
a.) Austausch von Restmüll-, Biomüll- und Altpapiergefäßen auf dem städt. Bauhof: 

 
je zu tauschendem Gefäß 5,00 € 

 
b.) Lieferung / Abholung / Austausch von Restmüll-, Biomüll- und Altpapiergefäßen an/vom 

anschlusspflichtigen Grundstück: 
 

je zu tauschendem Gefäß 10,00 € 

  
(4) Die Servicegebühr für die Dienstleistung des § 14 Abs. 7 der Abfallentsorgungssatzung  
 beträgt jährlich je Müllgefäß: 
 

a.) bei wöchentlich einmaligem Einsammeln und Befördern 276,10 € 

b.) bei 14-täglich einmaligem Einsammeln und Befördern 138,05 € 

c.) bei 4-wöchentlich einmaligem Einsammeln und Befördern 69,03 € 

 
Die Gebührenpflicht entsteht mit dem ersten des auf die erstmalige Inanspruchnahme der Service-
leistung folgenden Monats. Sie endet mit dem Ende des Monats, in dem die Inanspruchnahme der 
Serviceleistung des § 14 Abs. 7 der Abfallentsorgungssatzung schriftlich abgemeldet wird. 

 
§ 2 

Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 21. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über Gebühren zur Abfallentsor-
gungssatzung der Grundstücke im Stadtgebiet Hilden vom 14.12.1995 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen 
die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

7. 12. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt Hilden 
vom 25.04.2008 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen (GO NRW), der §§ 3 und 
4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG), jeweils in den zur Zeit gültigen 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 folgende 12. Nachtragssat-
zung zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Stra-
ßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 25.04.2008 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Die §§ 6 Abs. 4, Abs. 6 und Abs. 7 erhalten folgende Fassung 
 
 
(4) Bei einmaliger 14-täglicher Reinigung der Fahrbahn beträgt die Benutzungsgebühr jährlich je Meter 

Grundstücksseite (Abs. 1 - 3), wenn das Grundstück erschlossen wird durch eine Straße, die über-
wiegend 

 

 
Wird eine Straße während des 14-täglichen Reinigungsintervalls gemäß den Festlegungen des Stra-
ßenverzeichnisses mehrmals gereinigt, vervielfacht sich die Benutzungsgebühr entsprechend. 
 
 
(6) Für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benutzungsgebühr erhoben. 

Die Benutzungsgebühren für den Winterdienst bemessen sich nach den Längen der das Grund-
stück erschließenden Straße (Erschließungsstraße) zugewandten Grundstücksseiten i.S. des § 6 
Abs. 1 - 3 und den Winterdienstklassen 0 - 4. 

 Die Zugehörigkeit einer Straße zu den Winterdienstklassen 0 - 4 ergibt sich aus dem Straßenver-
zeichnis (§ 2 Abs. 1). 

 Die Benutzungsgebühr für den Winterdienst je Meter Grundstücksseite (Abs. 1 - 3) beträgt jährlich 
 

a) in der Winterdienstklasse Prioritätenstufe 0  1,74 € 
b) in der Winterdienstklasse Prioritätenstufe 1  1,31 € 
c) in der Winterdienstklasse Prioritätenstufe 2  0,87 € 
d) in der Winterdienstklasse Prioritätenstufe 3  0,44 € 
e) in der Winterdienstklasse Prioritätenstufe 4  0,00 € 

 

 bei 14 tägl. 
Reinigung 

a) dem Fußgängerverkehr dient (Fußgängerzone) 1,38 € 

b) dem Anliegerverkehr dient (Anliegerstraße) 1,84 € 

c) dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusam-
menhang bebauten Ortsteilen dient (Haupterschließungsstraße) 

1,65 € 

d) dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr dient (Hauptverkehrsstraße) 1,47 € 

e) dem überörtlichen Durchgangsverkehr dient (Hauptverkehrsstraße) 1,28 € 
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(7) Für den Erwerb von Granulat zum Streuen auf Gehwegen beträgt die Gebühr je 40 kg Sack 6,00 

Euro. 
 

§ 2 
 
Teil 1 des Straßenverzeichnisses mit Stand vom 01.01.2017 in der zuletzt gültigen Fassung, das 
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 der Straßenreinigungs- und Gebührensatzung Bestandteil dieser Sat-

zung ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. Neuaufnahme und Änderung bestehender Eintragungen 
 
1138c Benrather Straße Parkplatz vor Benrather Straße 

31/33 

1138d Benrather Straße Weg zwischen Benrather Straße 
29 + 31/31a bis zur Itter 

1157b Dagobertstraße nördliche Stichwege 

1220 Hochdahler Straße von Mittelstraße bis Richard-
Wagner-Straße 

1293 Mühlenstraße ganz 

1311d Pungshausstraße Verbindung von Pungshausstraße 
zum Hauptfriedhof 

 
Festlegung der Straßenart, Häufigkeit der Reinigung und Festlegung der Reinigungspflichtigen mit 
Reinigungsabschnitt gemäß nachstehender Liste. 
 

 
 
 

Stra-
ßen- 

schlüs
sel 

 
 
 

Straßenname 
 

Liste zu § 1 

Reinigung und Winterdienst durch  
 
 

Häufigkeit 
der 

Reinigung 
(14-

täglich) 

 
 
 

Stra-
ßen- 
art 

 
 
 

Winter-
dienst-
klasse 

Stadt Grundstücks- 
eigentümer 

Fahr-
bahn 

Fuß- 
gänger- 

zone 

Gehweg 
 

Fahrbahn, 
Gehweg 

und 
Radweg 

I.         

1138c Benrather Straße 
Parkplatz vor 
Benrather Stra-
ße 31/33 

   x 1 1 4 

1138d Benrather Straße 

Weg zwischen 
Benrather Str. 
29 + 31/31a bis 
zur Itter 

   x 1 1 4 

1157b Dagobertstraße 
nördiche Stich-
wege 

   x 1 1 4 

1220 
Hochdahler Stra-
ße 

von Mittelstraße 
bis Richard-
Wagner-Straße 

x  x  1 4 1 

1293 Mühlenstraße ganz x  x  1 1 3 

1311d Pungshausstraße 

Verbindung von 
Pungshaus-
straße zum 
Hauptfriedhof 

   x 1 1 4 

 
 

§ 3 
 

Teil 2 des Straßenverzeichnisses mit Stand vom 01.01.2017 in der zuletzt gültigen Fassung, das 
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 der Straßenreinigungs- und Gebührensatzung Bestandteil dieser Sat-

zung ist, wird wie folgt geändert: 
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1. Neuaufnahme und Änderung bestehender Eintragungen 
 

 
10099 Röntgenstraße Weg zwischen Röntgenstraße und 

Nikolaus-Otto-Straße 
 

 
Festlegung der Straßenart, Häufigkeit der Reinigung und Festlegung der Reinigungspflichtigen mit 
Reinigungsabschnitt gemäß nachstehender Liste. 
 
 

 
 
 

Wege- 
Nr. 

Fußgänger-Fahrradwege 
 

Sie finden die gesuchten Fuß- und Fahrrad-
wege unter der angeschlossenen Straße in 

alphabetischer Reihenfolge 
 

Liste zu § 3 

Reinigung und Winterdienst durch  
 
 

Häufigkeit 
der 

Reinigung 
(14-täglich) 

 
 
 

Straßen- 
art 

Stadt Grundstücks- 
eigentümer 

Fußgängerzone 
/ Fuß- und Rad-

weg 

Gehweg 
und 

Radweg 

Fahrbahn, 
Gehweg 

und 
Radweg 

II. Straße Fußgänger-
Fahrradweg 

     

10099 Röntgen-
straße 

Weg zwischen Rönt-
genstraße und Niko-
laus-Otto-Straße 

 
 

x  1 1 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die Nachtragssatzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 12. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung über die Straßenreinigung und 
die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt 
Hilden vom 25.04.2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen 
die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b.) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

8. 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Satzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden vom 
19.03.2015 
 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 Abs. 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchsta-
be f der Gemeindeordnung NRW in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Hilden in sei-
ner Sitzung am 13.12.2017 folgende 1. Nachtragssatzung für die Satzung für die Friedhöfe der Stadt 
Hilden beschlossen: 
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§ 1 
Die Satzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden vom 19.03.2015 wird wie folgt geändert: 
 
1. § 12 Abs. 2. ändert sich wie folgt: 
 
§ 12 Arten der Grabstätten 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 
      n) Sternenkinder 
 
 
2. § 13 ändert sich wie folgt: 
 
§ 13 Reihengrabstätten 
(8) Tot- und Fehlgeburten, sowie die aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden Leibesfrüchte 
können auf dem Feld der Sternenkinder beigesetzt werden. Die Pflege des Feldes obliegt der Fried-
hofsverwaltung. Eine Umbettung ist grundsätzlich nicht möglich. 
 
 

§ 2 
Diese Satzung tritt zum 01.04.2018 in Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 1.Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt 
Hilden (Friedhofsgebührensatzung) vom 20.06.1996 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen 
die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

9. 25. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden 
(Friedhofsgebührensatzung) vom 20.06.1996 
 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 Abs. 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchsta-
be f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in den zur Zeit gültigen Fassungen, hat 
der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2017 folgende 25. Nachtragssatzung für die Ge-
bührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung vom 20.06.1996 für die Friedhöfe der Stadt Hilden (Friedhofsgebührensatzung) 
wird wie folgt geändert: 
 
Der gemäß § 1 Abs. 2 der Friedhofsgebührensatzung zu dieser Satzung gehörende Gebührentarif er-
hält folgende Fassung: 
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Gebührentarif zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden vom 20.06.1996 
 
Tarif- 
stelle/Nr. 

Gegenstand Gebühr € 

Erwerb des Nutzungsrechts an Grabstellen 
1 Reihen- u. Wahlgräber 

1.1 Reihengräber für Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 
- Kindergräber (15 Jahre Ruhezeit) 

340,- 

1.1.2 anonyme Reihengräber für Kinder bis zum vollendeten  
5. Lebensjahr - Kindergräber (15 Jahre Ruhezeit) 

340,- 

1.1.3 Sternenkinder (15 Jahre Ruhezeit) 154,- 
1.2 Reihengräber für Personen über 5 Jahre (20 Jahre Ruhe-

zeit) 
439,- 

1.2.2 anonyme Reihengräber für Personen über 5 Jahre  
(20 Jahre Ruhezeit) 

439,- 

1.3 Wahlgräber - je Stelle - (30 Jahre Nutzungsrecht) 1.314,- 
1.4 Wahlgräber als Tiefengräber (30 Jahre Nutzungsrecht) 2.002,- 
1.5 Nachträgliche Herrichtung einer Wahlgrabstelle als Tiefen-

grab 
für jedes Jahr der Ruhefrist 
(aufgerundet auf volle Jah-
re) 1/60 der Gebühr nach 
Tarif-Nr. 1.4  

1.6 Pflegefreie Reihengräber ab vollendetem 5. Lebensjahr (20 
Jahre Ruhezeit) 

 933,- 

2 Urnengräber 
2.1.1 Urnenreihengräber (20 Jahre Ruhezeit)  425,- 
2.1.2 anonyme Urnenreihengräber (20 Jahre Ruhezeit)  425,- 
2.2 Urnenwahlgräber (30 Jahre Nutzungsrecht) 1.294,- 
2.3 Aschestreufeld (20 Jahre Ruhezeit)   670,- 
2.4 Urnenhain (20 Jahre Ruhezeit)   849,- 
2.5 Urnenhain (30 Jahre Nutzungsrecht) 1.028,- 
2.6 Urnenwand (20 Jahre Ruhezeit) 2.315,- 
2.7 Urnenwand (30 Jahre Nutzungsrecht) 2.495,- 
2.8 Urnenerdkammer (20 Jahre Ruhezeit) 1.629,- 
2.9 Urnenerdkammer (30 Jahre Nutzungsrecht) 1.809,- 
3 Sonstige Erwerbskosten 
3.1 Wiedererwerb die jeweils volle Gebühr 

nach Tarifstelle 1 
3.2 Verlängerung des Nutzungsrechts Unter Beachtung der Ru-

hezeit (§ 10 der Friedhofs-
satzung) für jedes Jahr der 
Verlängerung (aufgerundet 
auf volle Jahre) 1/30 der 
Gebühr nach Tarif-Nr. 1.3 
oder 1.4, 2.2, 2.4 oder 2.5 

3.3 Hinzuerwerb einer Grabstelle gemäß § 15 Abs. 3 der Fried-
hofssatzung 

Unter Beachtung des Nut-
zungsrechts an der bereits 
innehabenden Grabstelle 
für jedes Jahr der Nut-
zungsdauer (aufgerundet 
auf volle Jahre) 1/30 der 
Gebühr nach Tarif-Nr. 1.3 
oder 1.4, 2.2, 2.4 oder 2.5 

3.4 Umschreibung des Nutzungsrechts Neuregelung in der Tarif-
stelle Sonstige Gebühren 

4 Grabbereitung: 
(Eingeschlossen sind Grabanfertigung, Grabausschmückung, Grabschließung 
und Kranzüberführung) 
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Tarif- 
stelle/Nr. 

Gegenstand Gebühr € 

4.1 Reihengräber für Kinder bis zum vollend.5. Lebensjahr - 
Kindergräber 

 86,- 

4.1.1 Anonyme Reihengräber für Kinder bis zum vollend.5. Le-
bensjahr - Kindergräber 

 86,- 

4.1.2 Sternenkinder 40,- 
4.2 Reihengräber für Personen über 5 Jahre 436,- 
4.2.1 Anonyme Reihengräber für Personen über 5 Jahre 436,- 
4.3 Wahlgräber für Kinder bis zum vollend.5. Lebensjahr - Kin-

dergräber - auch bei Anfertigung eines Tiefengrabes 
 86,- 

4.4 Wahlgräber für Personen über 5 Jahre 504,- 
4.4.1 Wahlgräber für Personen über 5 Jahre-Sondergröße 678,- 
4.5 Wahlgräber für Personen über 5 Jahre als Tiefengrab 678,- 
4.6 Urnen-Reihengräber 115,- 
4.6.1 Anonyme Urnen-Reihengräber 146,- 
4.7 Urnen-Wahlgräber 115,- 
4.7.1 Urnenhain  115,- 
4.7.2 Urnenwand   86,- 
4.7.3 Urnenerdkammer   86,- 
4.8 Für Aschebeisetzungen in für Erdbestattungen bestimmte 

Wahlgräber 
115,- 

 
4.10 Tieferlegung von Gebeinen bei nachträglicher Herrichtung 

einer Wahlgrabstätte als Tiefengrab 
Gebühr nach Tarif-Nr. 5.2, 
4.11 jeweils in voller Höhe 
und Gebühr nach 
Tarif-Nr.1.5 

4.11 Zwei gleichzeitige Sargbeisetzungen in einem Tiefengrab Gebühr nach Tarif-Nr. 4.5 
5 Ausgrabungen / Umbettungen 
5.1 Kinder bis zum vollend. 5. Lebensjahr vor Ablauf der Ruhe-

zeit 
845,- 

5.2 Personen über 5 Jahre vor Ablauf der Ruhezeit                2.536,- 
5.3 Kinder bis zum vollend. 5. Lebensjahr nach Ablauf der Ru-

hezeit 
528,- 

5.4 Personen über 5 Jahre nach Ablauf der Ruhezeit 542,- 
5.5 Urnen 425,- 
5.6 Wiederbeisetzung auf Friedhöfen der Stadt Hilden 

In den Gebühren sind die Kosten für Gebeinsärge und für 
an Grabanlagen entstehende Schäden sowie Gestellung 
von Hilfskräften nicht enthalten. 

Gebühr nach Tarif-St. 4 

6 Gebühr für die Genehmigung von Grabmalen jeglicher Art 
6.1 Reihengräber 

stehende Grabmale (15 Jahre) 
(incl. Standfestigkeitsprüfung) 
stehende Grabmale (20 Jahre) 
(incl. Standfestigkeitsprüfung) 
liegende Grabmale 
(ohne Standfestigkeitsprüfung) 

 
39,- 

 
44,- 

 
24,- 

6.2 Wahlgräber 
stehende Grabmale 
(incl. Standfestigkeitsprüfung) 
liegende Grabmale 
(ohne Standfestigkeitsprüfung) 

 
54,- 

 
24,- 

6.3 Genehmigungen von Einfassungen im alten Teil des Stadt-
friedhofes 

24,- 

7 Sonstige Gebühren 
7.1 Umschreibung des Nutzungsrechts 24,- 
7.2 Genehmigung zum Befahren der Friedhöfe mit Privat - PKW 24,- 
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Tarif- 
stelle/Nr. 

Gegenstand Gebühr € 

7.3 Benutzung der Leichenzelle  86,- 

7.4 Benutzung und Ausschmückung der Trauerhalle 212,- 
7.5 Abräumen Wahlgrabstelle  
 - 1. Stelle 221,- 
 - jede weitere Stelle 111,- 
 - Urnengräber  74,- 
7.6 Abräumen Grabhügel 138,- 
 - Urnengräber   46,- 
7.7 Sonderreinigung Leichenzelle 189,- 
   
8 Unterhaltung von Grabstellen  
8.1 Unterhaltung anonymer Begräbnisstätten  
8.1.1 Anonyme Reihengräber bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  

(15 Jahre Ruhezeit) 
264,- 

8.1.2 Anonyme Reihengräber für Personen über 5 Jahre  
(20 Jahre Ruhezeit) 

352,- 

8.1.3 Anonyme Urnenreihengräber (20 Jahre Ruhezeit) 130,- 
8.1.4 Sternenkinder (15 Jahre Ruhezeit) 106,- 

8.2 Unterhaltung bei Rückgabe des Nutzungsrechtes bis zum Ablauf der Ruhefrist € / Jahr.  
Die Jahresgebühr zu Ziffer 8.2.1, 8.2.2 und 8.2.3 kann bis zum Ablauf der Ruhefrist 
vom Nutzungsberechtigten abgelöst werden.  
Der Betrag ist jeweils für das gesamte Jahr zu zahlen. 

8.2.1 Wahlgrab - je Stelle  53,- 
8.2.2 Reihengrab  44,- 
8.2.3 Urnenreihengrab / Urnenwahlgrab  26,- 
8.3 Unterhaltung pflegefreier Grabstätten 
8.3.1 Pflegefreies Reihengrab 528,- 
8.3.2 Aschestreufeld 352,- 
8.3.3 Urnenhain (20 Jahre) 705,- 
8.3.4 Urnenhain (30 Jahre)                1.057,- 
8.3.5 Urnenwand (20 Jahre ) 793,- 
8.3.6 Urnenwand (30 Jahre)                1.189,- 
8.3.7 Urnenerdkammer (20 Jahre) 793,- 
8.3.8 Urnenerdkammer (30 Jahre)                1.189,- 
9. Nicht im Gebührentarif aufgeführte Bestattungsleistungen 

werden entsprechend dem Aufwand (Stundendurch-
schnittswert) berechnet. 

 

10. Eine darüber hinausgehende Gebührenerhebung nach 
Maßgabe der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Hil-
den in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

 

 
 

§2 
 

Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 25. Nachtragssatzung vom 14.12.2017 zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der 
Stadt Hilden (Friedhofsgebührensatzung) vom 20.06.1996 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen kann gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
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a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 14.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 

10. Offenlage des Bebauungsplanes Nr. 263 für den Bereich Schützenstraße und Umstellung auf 
ein Aufstellungsverfahren nach § 13a BauGB 
 

Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 13.12.2017 die Umstellung des Bauleitplanverfah-
rens auf ein Verfahren der Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch, die öffentliche Auslegung 
des Bebauungsplanes Nr. 236 sowie die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentli-
cher Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 4 Abs. 2 i. V. m. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist, be-
schlossen. 

Das Plangebiet liegt im Bereich Schützenstraße. Es umfasst die Flurstücke 726, 727 und 729 sowie ei-
nen Teil des Flurstücks 1625 in Flur 58 der Gemarkung Hilden. 

Das Plangebiet wird begrenzt im Norden durch die Nordgrenze des Flurstückes 1625, im Osten durch 
die Ostgrenze der Flurstücke 1625 und 727, im Süden durch die Südgrenze des Flurstückes 729 sowie 
im Westen durch die Schützenstraße, die Westgrenze des Flurstücks 726 und eine um 30 m nach Os-
ten versetzte fiktive Linie unmittelbar hinter dem Wohngebäude Schützenstraße 41a.  

Ziel des Bebauungsplanes ist es, im Plangebiet eine Wohnbaunutzung zu ermöglichen, die aus einem 
Mehrfamilien- und mehreren Einfamilienhäusern besteht. Dem Offenlagebeschluss liegt der Entwurf 
der Begründung inklusive Umweltinformationen mit Stand vom 19.10.2017 zugrunde. 

Der o.g. Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung inklusive Umweltinformationen in der Zeit vom 
 

08.01.2018 bis einschließlich 09.02.2018 
 

während der Dienststunden und nach Terminvereinbarung im Planungs- und Vermessungsamt der 
Stadt Hilden im Verwaltungsgebäude Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 440, zu jedermanns Einsicht 
aus. Dienststunden sind montags und freitags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, dienstags und 
mittwochs in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 
Uhr. 

Es wird darauf hingewiesen, dass während der Zeit der Auslegung Stellungnahmen zu dem Planent-
wurf abgegeben werden können. Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB können nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben. 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungs-gerichtsordnung (Nor-
menkontrollantrag) unzulässig ist, soweit mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, 
aber hätten geltend gemacht werden können. 

Des Weiteren sind folgende Arten umweltbezogener Informationen verfügbar und werden in den Unter-
lagen zum Bebauungsplan behandelt:  
 

Artenschutzgutachten 
vom 03.11.2016 

Durch Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sollen artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausgeschlossen wer-
den. Eine vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände (Stufe 2 der ASP) ist 
nicht durchzuführen. Aus Sicht des Artenschutzes liegen keine Gründe vor, 
die gegen eine Umsetzung der Planung bzw. gegen vorgezogene Rodungs- 
und Rückbaumaßnahmen sprechen. 
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Verschattungsstudie 
zum Entwurf vom 
22.05.2017 

Bei Umsetzung der Planung ist nicht mit nennenswerten Verschattungen für 
die Bestandsbebauung und die geplante Bebauung zu rechnen. Eine ausrei-
chende Belichtung und Belüftung werden durch die Einhaltung der bauord-
nungsrechtlich vorgeschriebenen Abstandflächen gewährleistet. 

Schalltechnische Un-
tersuchung der Ver-
kehrsgeräusche vom 
21.08.2017 

Von der Umsetzung des Bebauungsplanes werden keine wesentlichen ne-
gativen Auswirkungen auf die Umgebung aus Pkw-Lärm verursacht. Auf-
grund der auf die Neubauten einwirkenden Lärmauswirkungen des Bestands 
(Straßen- und Schienenverkehr) werden Maßnahmen zum Immissionsschutz 
als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Kreis Mettmann Kreisgesundheitsamt: Hinweis auf die bestehende Lärmbelastung und Auf-
forderung, bei Überschreitung der Werte entsprechende Schallschutzmaß-
nahmen festzusetzen.  
Untere Landschaftsbehörde: 
Auf eine Umweltprüfung und einen Umweltbericht wird bei Aufstellung des 
Bebauungsplans nach § 13a BauGB verzichtet. Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten streng geschützter Tiere im Planungsraum sind nicht bekannt, lokale 
Populationen streng geschützter Arten sind durch die Planung nicht beein-
trächtigt. 

BUND – Bund für 
Umwelt- und Natur-
schutz LV NW, Orts-
gruppe Hilden 

Hinweise auf  
1. artenschutzrechtlich irrelevante Aussagen in der Artenschutzprüfung, 
2. Eingriff in bestehende Grünstrukturen, 
3. unzureichende Artenschutzprüfung.  
4. nicht erfolgte Fortschreibung der Artenschutzprüfung nach der Bürgeran-
hörung und auf gesichtete Arten im Plangebiet,  
5. Unterlassung von Abbruch- und Rodungsarbeiten bis zur geplanten Be-
gehung des Stadtentwicklungsausschusses im Frühling 2017. 
6. den vegetativen Bestand der bestehenden Gartenflächen, 
7. Gefährdung der lokalen Populationen vorgefundener Allerweltarten und 
eines unzureichenden Ausgleichs durch Neupflanzungen, zunehmende Ver-
siegelung im Stadtteil, 
8. Entwurf der Interessengemeinschaft Schützenstraße“ und Planungsalter-
native mit straßenbegleitender Bebauung ohne Zugriff auf die hinteren Gar-
tenflächen, 
9. Erhalt zusammenhängender Gartenbereiche im Baublock bei nur stra-
ßenbegleitender Bebauung. 

Untersuchung der 
Umweltbelange im 
Rahmen der Begrün-
dung hinsichtlich 

Schutzgut Mensch: Durch das geplante Vorhaben sind keine wesentlichen 
Beeinträchtigungen absehbar. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen: Die Auswirkungen sind als nicht relevant ein-
gestuft. Verbotstatbestände sind unter Berücksichtigung von Vermeidungs-
maßnahmen gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

Schutzgut Boden: Durch Bodenauf- und -abtrag werden die Böden in ihrem 
Aufbau gestört. Es werden Minderungsmaßnahmen getroffen. Altlasten oder 
-verdachtsfälle sind nicht bekannt. 

Schutzgut Wasser: Es sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 
Die grundlegenden Funktionen des Boden-Wasser-Haushaltes bleiben ge-
wahrt. 

Schutzgut Klima und Luft: Es werden keine wesentlichen Beeinträchtigungen 
erwartet. 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter: Auf dem Plangebiet sind keine schutzwür-
digen Kultur- oder Sachgüter, Baudenkmäler oder Bodendenkmäler vorhan-
den. Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Schutzgut Orts- und Landschaftsbild: Das Vorhaben fügt sich in die nähere 
Umgebung ein. Es entstehen keine relevanten, negativen Auswirkungen auf 
das Landschafts- bzw. Stadtbild. 

Wechselwirkungen: Erhebliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgü-
tern sind nicht erkennbar. 
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Die Hinweise aus den bisher im Planverfahren eingegangenen umweltbezogenen Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind in die Begründung aufgenommen worden 
und auf Anfrage im Rathaus, Planungs- und Vermessungsamt oder im Internet über den unten stehen-
den Pfad unter „Sitzungsvorlagen -> Offenlagebeschluss > Stellungnahmen“ einsehbar. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes inkl. Begründung kann mit den weiteren Unterlagen auch im Inter-
net unter www.hilden.de/bplanverfahren => Hilden-Süd => 263 eingesehen werden.  

Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen. 
 
Unter Hinweis auf das Datenschutzgesetz 
wird ausdrücklich darauf aufmerksam ge-
macht, dass die Namen der Einsender / Vor-
tragenden von Anregungen sowie deren In-
halt in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen des Rates und der Ausschüsse 
aufgeführt werden, soweit dieses die Ein-
sender / Vortragenden nicht ausdrücklich 
verweigern. 

 

Hilden, den 19.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die Veröffentlichung vorstehender Be-
kanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Hilden, den 19.12.2017 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachung der Stadt Hilden Holding GmbH 
 

11. Konzernabschluss 2016 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadt Hilden Holding GmbH hat am 11. Dezember 2017 den Jah-
resabschluss zum 31. Dezember 2016 mit einer Bilanzsumme in Aktiva und Passiva von 
111.608.286,71 € festgestellt. 
 
Die mit der Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichtes beauftragten Wirtschafts-
prüfer Herr Martens und Herr Meurer, Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(vormals Baker Tilly Roelfs AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft), haben am 22. November 2017 fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den von der Stadt Hilden Holding GmbH, Hilden, aufgestellten Konzernabschluss - beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang, Kapitalflussrechnung und Eigenkapitalspiegel 
- und den Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 ge-



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 26-2017   –   Seite 28 

prüft. Die Aufstellung von Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Kon-
zernabschluss und den Konzernlagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstö-
ße, die sich auf die Darstellung des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Konzernabschluss und Konzernlagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahres-
abschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung des Konsoli-
dierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentli-
chen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Kon-
zernabschlusses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Kon-
zernabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns. Der Konzernlagebericht steht in Einklang mit dem Konzernab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 
 
Gemäß § 108 Abs. 3 Ziffer 1c der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen liegen Jahres-
abschluss und Lagebericht 2016 im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer  235, bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme bereit. 
 
Hilden, 12.12.2017 
Heinrich Klausgrete 
Geschäftsführer 
 
 
Bekanntmachung der Neuen Energien Hilden GmbH 
 

12. Jahresabschluss 2016 
 
Die Gesellschafterversammlung der Neue Energien Hilden GmbH hat am 04.07.2017 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2016, mit einem Ergebnis von -66.134,79 € der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
des Geschäftsjahres festgestellt. Der Verlustausgleich wird von den Stadtwerke Hilden GmbH über-
nommen. 
 
Die mit der Abschlussprüfung beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Baker Tilly Roelfs AG WPG 
hat am 4. Juli 2017 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Verkehrsgesellschaft 
Hilden mbH, Hilden, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unse-
re Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
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den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-
ben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Ge-
sellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Gemäß § 108 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen liegen Jahres-
abschluss und Lagebericht 2016 bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im 
Verwaltungsgebäude der Stadtwerke Hilden GmbH zur Einsichtnahme bereit. 
 

Hilden, den 28. November 2017 
Martin Sasonow 
Geschäftsführer 
 
 
Bekanntmachung des Zweckverbandes Erholungsgebiet Unterbacher See 
 

13. Jahresabschluss 2016 
 
Der „Abschließende Vermerk der GPA NRW“ wird am 21.12.2017 im Amtsblatt Nr. 51 der Bezirksregie-
rung Düsseldorf veröffentlicht. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen im Verwaltungsgebäude des Zweckverbandes, Klei-
ner Torfbruch 31, 40627 Düsseldorf zur Einsichtnahme aus. 
 
Düsseldorf, 13. Dezember 2017 
Peter von Rappard 
Geschäftsführer 
 


